
Bekanntmachung der 1. Änderungssatzung vom 17.10.2025 zur Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen vom 17.12.2009 
 
1. Änderungssatzung vom 17.10.2025 zur Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen vom 17.12.2009 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) in Verbindung mit § 11 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW S. 610), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1150) hat der Rat der Stadt Bad Oeynhausen in seiner Sitzung 
am 08.10.2025 folgende erste Änderungssatzung zur Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen vom 17.12.2009 beschlossen: 
 

 
Artikel 1 

 
Der § 1 sowie die §§ 4 bis 13 der Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen erhalten folgende Fassung: 
 

 
§ 1 

Erhebung des Kurbeitrages 
 
(1) Bad Oeynhausen ist staatlich anerkannter Kurort (Heilbad). 
 
(2) Die Stadt Bad Oeynhausen erhebt durch den Eigenbetrieb Staatsbad Bad Oeynhausen (nachfolgend „Staatsbad“ genannt) 

für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Unterhaltung der zu Heil- und Kurzwecken bereitgestellten Einrichtungen 
(Kureinrichtungen) und Anlagen sowie für die zu diesem Zwecke durchgeführten Veranstaltungen (Kurveranstaltungen) 
ganzjährig einen Kurbeitrag als öffentlich-rechtliche Abgabe. 

 
(3) Für die Benutzung von Einrichtungen und für die Teilnahme an Veranstaltungen, die besondere Aufwendungen erfordern, 

kann neben dem Kurbeitrag ein besonderes Eintrittsgeld erhoben werden. 
 
(4) Der Kurbeitrag ist eine Bringschuld. Er ist durch Erwerb der entsprechenden Gästekarte spätestens am ersten Werktag nach 

der Ankunft beim Staatsbad zu entrichten bzw. durch den Unterkunftsgeber einzuziehen und an das Staatsbad abzuführen. 
 

 
§ 4 

Beitragspflichtiger Personenkreis 
 
(1) Kurbeitragspflichtig sind alle Personen, die im Erhebungsgebiet (§ 2) Unterkunft nehmen, ohne dort ihre Hauptwohnung im 

Sinne des Melderechts zu haben (Ortsfremde) und denen die Möglichkeit geboten wird, die Kureinrichtungen in Anspruch 
zu nehmen oder an Kurveranstaltungen teilzunehmen. Dabei ist es ohne Bedeutung, ob von dieser Möglichkeit auch 
tatsächlich Gebrauch gemacht wird. Unterkunft im Erhebungsgebiet nehmen auch Eigentümer oder Besitzer einer 
Zweitwohnung im Erhebungsgebiet und Personen, die im Erhebungsgebiet in eigenen Wohngelegenheiten, wie Fahrzeug 
oder Zelt, übernachten. 
Dabei bleibt die Erhebung von Benutzungsgebühren bzw. Nutzungsentgelten unberührt. 
 

 
§ 5 

Befreiung von der Kurbeitragspflicht 
 
(1) Von der Entrichtung eines Kurbeitrages sind befreit: 
 

1. Personen, die am Ort eine Schule besuchen, für einen Beruf ausgebildet oder weitergebildet werden, ihren Beruf 
ausüben oder Wehr- bzw. Ersatzdienst am Ort leisten; 
 

2. Personen, die als Hausbesuch bei einem im Erhebungsgebiet wohnhaften Wohnungsgeber unentgeltlich Aufnahme 
finden; 
 

3. Personen, die sich in Krankenhäusern aufhalten, die nicht Kurkrankenhäuser (Kurkliniken) sind; 
 

4. Kinder und Jugendliche bis zum vollendeten 16. Lebensjahr in Begleitung von erziehungsberechtigten Personen; 
 

5. Personen, die im Ronald McDonald Haus Bad Oeynhausen Unterkunft nehmen; 
 

6. Personen, die aufgrund psychischer oder physischer Krankheit ihre Unterkunft nicht verlassen können und dies durch 
ärztliche Bescheinigung nachweisen; 
 

https://www.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19987&vd_back=N1346&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10790&val=10790&seite=1150&sg=0&menu=0
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7. Begleitpersonen von Menschen mit Schwerbehinderung, wenn die Notwendigkeit der ständigen Begleitung durch 
Vorlage eines gültigen amtlichen Ausweises bei Aufenthaltsbeginn nachgewiesen wird, sie die Kosten des Aufenthalts 
selbst in voller Höhe tragen und selbst keine Gesundheitsmaßnahme durchführen. 
 

 
(2) Die Kurbeitragspflichtigen haben gegenüber dem Staatsbad bzw. den Unterkunftsgebern im Sinne des § 11 dieser Satzung 

die für die Festsetzung des Kurbeitrags erforderlichen Angaben zu machen. Die Kurbeitragspflichtigen haben alle für die 
Festsetzung, Befreiung oder Ermäßigung erforderlichen Unterlagen zur Einsicht und Prüfung vorzulegen. 

 
 

 
§ 6 

Ermäßigung des Kurbeitrages 
 
(1) Der Kurbeitrag wird ermäßigt für Menschen mit Schwerbehinderung mit einem Grad der Behinderung von mindestens 

fünfzig von Hundert, nachgewiesen durch gültigen amtlichen Ausweis. 
 

(2) Für Träger der gesetzlichen Sozialversicherung, Träger der Versorgung und sonstige Entsendestellen von Patienten, kann 
eine Ermäßigung oder Pauschalierung vereinbart werden, wenn die Kosten eines Kuraufenthaltes voll übernommen werden 
und die Kostenübernahme bei Kurantritt nachgewiesen wird. 
 

(3) Das Staatsbad kann in besonderen Fällen die unentgeltliche Abgabe von Gästekarten bestimmen oder Ermäßigungen des 
Kurbeitrages gewähren. Bei unentgeltlicher Abgabe von Gästekarten ist ein Nachweis zu führen. 
 

(4) Dem Kurbeitragspflichtigen kann nur eine der Ermäßigungen nach § 6 gewährt werden. 
 

 
 

§ 7 
Entstehen, Fälligkeit und Entrichtung des Kurbeitrages 

 
(1) Die Kurbeitragspflicht nach § 4 beginnt mit dem Tag des Eintreffens im Erhebungsgebiet und endet mit dem Tag der 

Abreise. Beide Tage gelten für die Festsetzung des Kurbeitrages als ein Tag. Unabhängig von dieser Dauer der Beitragspflicht 
gelten die Gästekarten für die Zeit, für die sie ausgestellt sind.  
 

(2) Die Kurbeitragsschuld entsteht am Tage der Ankunft einer beitragspflichtigen Person im Erhebungsgebiet. Sie ist spätestens 
am ersten Werktag nach der Ankunft fällig. 
 

(3) Im Fall des § 8 Absatz 3 ist der Kurbeitrag zum 01.01. eines Jahres bzw. bei Fertigstellung oder Erwerb der Wohneinheit 
fällig.   
 

(4) Für den Fall, dass der Kurbeitragspflichtige Unterkunft bei einem der in § 11 bestimmten Unterkunftsgeber nimmt, wird die 
Beitragspflicht des Kurgastes durch Leistung an den Unterkunftsgeber erfüllt. Anderenfalls ist der Kurbeitrag direkt an das 
Staatsbad zu entrichten. 
 

(5) Soweit der Kurbeitrag durch das Staatsbad durch Beitragsbescheid festgesetzt wird, wird der Kurbeitrag einen Monat nach 
Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 

 
 

 
§ 8 

Höhe des Kurbeitrages 
 
(1) Die Höhe des Kurbeitrages wird als Tagesbeitrag wie folgt festgesetzt:  

 
Kurbeitragspflichtige Personen ohne Ermäßigung:    
Gästekarte       2,80 € 
 
Kurbeitragspflichtige Personen mit Ermäßigung:      
Gästekarte ermäßigt      2,55 €  
 
Patienten i.S.d. § 6 Absatz 2 dieser Satzung:  
individuelle Vereinbarung 
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Die Höhe des Kurbeitrages wird als Jahresbeitrag wie folgt festgesetzt: 
 
Jahresgästekarte:     110,00 € 
Einwohnergästekarte (§ 10):    100,00 € 

 
(2) Der Kurbeitrag wird für die Dauer jedes ununterbrochenen Aufenthalts in einem Kalenderjahr mit den in § 8 Abs. 1 

genannten Sätzen, höchstens jedoch in Höhe der Jahresgästekarte erhoben. Bei mehreren Aufenthalten im Kalenderjahr 
wird der Kurbeitrag nur bis zur Höhe der Jahresgästekarte erhoben, ggf. überzahlter Kurbeitrag wird auf Antrag vom 
Staatsbad erstattet. Entsprechende Belege sind vorzulegen. Der Anspruch erlischt jeweils am 31.01. für das Vorjahr. 

 
(3) Ortsfremde, die Eigentümer oder Besitzer einer Zweitwohnung im Erhebungsgebiet sind, haben direkt an das Staatsbad pro 

Kalenderjahr einen Kurbeitrag in Höhe der Jahresgästekarte zu leisten, unabhängig von der Dauer und der Häufigkeit der 
Aufenthalte während eines Kalenderjahres.  
 
Dies gilt nicht für dauervermieteten Wohnraum. Die Beitragsschuld entsteht zum 1. Januar eines jeden Jahres bzw. mit dem 
Tag, an dem ein Ortsfremder Eigentümer oder Besitzer einer Wohneinheit wird. Bei Fertigstellung oder Erwerb einer 
Wohneinheit im Laufe des Kalenderjahres wird der Jahreskurbeitrag zeitanteilig (tageweise) erhoben. 
 

(4) Bei vorzeitiger Beendigung des vorgesehenen Aufenthaltes wird der nach Tagen gerechnete zu viel gezahlte Kurbeitrag auf 
schriftlichen Antragerstattet. Der Anspruch erlischt einen Monat nach Abreise. 

 
 

§ 9 
Gästekarte 

 
(1) Jeder Beitragspflichtige erhält nach Entrichtung des Kurbeitrages eine Gästekarte. Diese dient als Zahlungsnachweis für den 

Kurbeitrag und berechtigt zur Benutzung der Kureinrichtungen und Teilnahme an den Kurveranstaltungen, soweit hierfür 
nicht besondere Eintrittsgelder nach § 1 Abs. 3 erhoben werden. Die Gästekarte wird vom Unterkunftsgeber oder dem 
Staatsbad ausgestellt. 
 
Gästekarten werden als Tages- oder Jahresgästekarten ausgestellt. 
 

(2) Die Gästekarte enthält die Angabe der Aufenthaltsdauer und wird auf den Namen der beitragspflichtigen Person ausgestellt. 
Sie ist nicht übertragbar. 

 
(3) Die Gästekarte ist bei der Benutzung der Kureinrichtungen und bei der Teilnahme an Kurveranstaltungen den 

Kontrollpersonen nach Aufforderung vorzuzeigen. Bei missbräuchlicher Verwendung wird sie eingezogen. 
 

(4) Bei Verlust einer ausgestellten Gästekarte ist vom Unterkunftsgeber, bzw. -sofern ein solcher nicht vorhanden ist- vom 
Staatsbad, ein Duplikat der Gästekarte auszustellen. 
 

(5) Das Staatsbad ist ermächtigt, besonders verdienten Personen eine Ehrengästekarte auszustellen. Die Ehrengästekarte 
berechtigt dazu, alle Leistungen der Gästekarte in Anspruch zu nehmen. 

 
 

§ 10 
Einwohnergästekarte 

 
(1) Personen, die im Erhebungsgebiet oder sonstigen Gebiet der Stadt Bad Oeynhausen ihren Hauptwohnsitz haben, sind 

Einwohner. 
 
(2) Einwohner haben die Möglichkeit, eine Einwohnergästekarte als Jahreskarte beim Staatsbad zu erwerben. Der Kurbeitrag 

ergibt sich aus § 8 Abs. 1. Die Einwohnergästekarte berechtigt zur Nutzung der Kureinrichtungen und Teilnahme an den 
Kurveranstaltungen, soweit hierfür nicht besondere Eintrittsgelder nach § 1 Abs. 3 erhoben werden. 

 
 

§ 11 
Aufzeichnungs-, Melde- und  

Einziehungspflicht 
 
(1) Wer im Falle des § 4 Absatz 1 der Satzung Personen gegen Entgelt beherbergt oder Unterkunftsmöglichkeit gewährt oder 

Unterkunftsmöglichkeit in eigenen Wohngelegenheiten gewährt (Unterkunftsgeber), ist verpflichtet, 
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a. von den bei Ihnen gegen Entgelt oder Kostenerstattung verweilenden Personen (auch nicht beitragspflichtigen 
Personen) unmittelbar bei Anreise die notwendigen Daten in den elektronischen Gasterhebungsbogen aufzunehmen 
und die Daten an das Staatsbad zu übermitteln; 
 

b. jeder kurbeitragspflichtigen Person unmittelbar nach Ankunft im Erhebungsgebiet eine Gästekarte auszustellen; 
 

c. den Kurbeitrag einzuziehen und nach Rechnungsstellung (Bescheiderteilung) an das Staatsbad abzuführen.  
 

(2) Weigert sich der Kurbeitragspflichtige den Kurbeitrag zu zahlen, ist das Staatsbad sofort zu unterrichten. In diesen Fällen 
ergeht ein gesonderter Heranziehungsbescheid an den Kurbeitragspflichtigen durch das Staatsbad. 
 

 
(3) Die Meldungen nach § 11 Absatz 1 Buchstabe a. dieser Satzung haben mittels eines elektronischen Meldeverfahrens zu 

erfolgen. Das Staatsbad stellt hierfür den Unterkunftsgebern die personalisierten Zugangsdaten und die Druckvorlagen für 
die Gästekarten zur Verfügung. Vom Unterkunftsgeber sind hierfür die folgenden Daten zu erheben, im System zu 
speichern und an das Staatsbad zu übermitteln: 

 
- Name und Vorname 
- Straße, PLZ, Wohnort 
- Anreisetag, Abreisetag 
- Staatsangehörigkeit 
- bei ausländischen Gästen die Ausweisnummer 
- Geburtsdatum 
- Personengruppe i.S.d. §§ 4 -6 dieser Satzung, bei Bedarf mit Angabe des Nachweises. 
 
Die Erfassung, Erstellung, Verwaltung und Abrechnung der Gästedaten und Gästekarten erfolgt mit Hilfe eines eigenen 
internetfähigen Personal Computers oder mobilen Endgerätes und des eigenen Druckers. Die elektronisch übermittelten 
Daten bilden die Grundlage für die Abrechnung der Kurbeiträge durch das Staatsbad. Bis zur Aktivierung der digitalen 
Meldemöglichkeit durch das Staatsbad gilt das Verfahren nach § 11 Abs. 4 entsprechend. 
 

(4) Auf schriftlichen Antrag kann das Staatsbad zur Vermeidung unbilliger Härten einzelne Unterkunftsgeber von der 
Nutzungspflicht nach §11 Absatz 3 befreien. In diesen Fällen sind für die Meldungen analoge Datenerfassungsformulare zu 
nutzen, die vom Staatsbad zur Verfügung gestellt werden und zwecks Abrechnung des Kurbeitrages bis zum 15. des 
Folgemonats nach Abreisedatum dem Staatsbad zu übermitteln sind. 
 

(5) Ist der Unterkunftsgeber selbst Ortsfremder nach § 4 Absatz 1 der Satzung (Eigentümer oder Besitzer einer Zweitwohnung), 
so gelten die Absätze 1-4 des § 11 dieser Satzung entsprechend. 
 

(6) Der Meldepflichtige i.S.d. § 11 Abs. 1 Buchstabe a. dieser Satzung hat zum Abgleich der gemeldeten Daten auf Verlangen 
Einsicht in die Buchungsunterlagen zu gewähren. Dabei sind die zur Prüfung erforderlichen mündlichen und schriftlichen 
Auskünfte zu erteilen. 
 

(7) Von der Meldepflicht des § 11 Abs. 1 der Satzung ist das Ronald McDonald Haus Bad Oeynhausen ausgenommen, da die 
dortigen Unterkunftsnehmer ausnahmslos beitragsbefreit sind. 
 

(8) Der Kurbeitrag ist in der Beherbergungsrechnung besonders auszuweisen. 
 

(9) Die Unterkunftsgeber haben ihren Gästen die Kurbeitragssatzung durch Aushang an geeigneter Stelle bekannt zu geben. 
 
 
 

§ 12 
Haftung 

 
(1) Die nach § 11 Meldepflichtigen haften für die vollständige und richtige sowie rechtzeitige Einziehung und Ablieferung des 

Kurbeitrages, insbesondere für den Ausfall an Kurbeitrag, der durch unterlassene, unvollkommene und unrichtige Angaben 
entsteht.  
 

(2) Das Staatsbad ist berechtigt, bei fehlenden Aufzeichnungen oder unvollständigen Angaben, den Betrag, für den gehaftet 
wird, zu schätzen. Geschätzte Beträge werden im Wege eines Beitragsbescheides nach § 11 Abs. 1 Buchstabe c. geltend 
gemacht 
 

(3) Die Kurbeitragspflichtigen und die nach Absatz 1 haftenden Personen sind verpflichtet, die für die Festsetzung des 
Kurbeitrages erforderlichen Angaben zu machen. Auf Verlangen haben die Kurbeitragspflichtigen und die nach Absatz 1 
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haftenden Personen Unterlagen, die für die Festsetzung, Befreiung oder Ermäßigung von Bedeutung sind, zur Einsicht und 
Prüfung vorzulegen. Das Staatsbad ist berechtigt Kontrollen durchzuführen. 

 
 
 

§ 13 
Vollstreckung und  
Zuwiderhandlung 

 
(1) Der Kurbeitrag kann nach den Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW vom 19.02.2003 in der jeweils 

gültigen Fassung im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.  
 

(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwider handelt, begeht eine Ordnungswidrigkeit. Die Ordnungswidrigkeit 
kann gemäß KAG in der jeweils gültigen Fassung i.V.m. den Bestimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
24. Mai 1968 in der jeweils gültigen Fassung mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 

 
 

 
Artikel 2 

 
Diese erste Änderungssatzung zur Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen vom 17.12.2009 tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bad Oeynhausen, 17.10.2025 
 
 
Bökenkröger 
Bürgermeister 
 


